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Anzeige

Das im Juli unterzeichnete neue Erb-
schaftssteuerabkommen mit Frankreich 
hat etliche Kritik provoziert (vgl. FuW Nr. 
54 vom 13. Juli). Das Staatssekretariat für 
Internationale Finanzfragen (SIF) fühlte 
sich offenbar unverstanden und hat die 
Bundeshausmedien zu einem Hinter-
grundgespräch eingeladen. Bei dieser 
Gelegenheit hat der zuständige Leiter 
der Abteilung Steuern, Botschafter 
Christoph Schelling, neun Irrtümer zu 
diesem Abkommen korrigiert. Die Mate-
rie ist sehr technisch und für Nicht-
Steuerexperten nur schwer zu durch-
schauen. Immerhin: Seine Korrekturen 
klingen einigermassen einleuchtend.

Der Kernpunkt allerdings kommt gar 
nicht zur Sprache: Die Schweiz ist er-
pressbar geworden. Weil das geltende 
Abkommen aus dem Jahr 1953 nicht 
mehr den französischen Vorstellungen 
entsprach, drohte der westliche Nach-
bar, es zu kündigen. Rasch kam man im 
SIF und im Bundesrat zum Schluss, ein 
Zustand ohne Abkommen sei schlechter 
als einer mit – was in diesem Fall noch 
zu prüfen wäre. Fast lapidar wies Schel-
ling darauf hin, dass die Nachbarstaaten 
Geld brauchten und Frankreich eben 
grösser sei als die Schweiz – die Macht-
politik setzt sich durch.

Das gilt umso mehr, als diese Erpres-
sung kein Einzelfall ist: Vor Wochenfrist 
legte Finanzministerin Eveline Widmer-
Schlumpf den Entwurf für eine Revision 
des Steueramtshilfegesetzes vor. Der Er-
lass ist erst sieben Monate in Kraft und 

soll schon revidiert werden: rekordver-
dächtig und der Rechtssicherheit ab-
träglich. Das sei notwendig wegen ver-
schiedener internationaler Entwicklun-
gen – die so neu jedoch nicht sind.

Dabei geht es unter anderem um die Ge-
währung von Amtshilfe auf der Basis von 
gestohlenen Daten. Man erinnert sich: 
In diesen Fällen werde die Schweiz si-
cher keine Amtshilfe leisten, hiess es 
noch vor nicht allzu langer Zeit aus dem 
Finanzdepartement. Das kategorische 
Nein wird aufgeweicht: Wenn der ersu-
chende Staat die Daten nicht aktiv er-
langt habe, sie beispielsweise über einen 
anderen Staat – der sich als Hehler betä-
tigt hatte – erhalten habe, soll neu künf-
tig Amtshilfe geleistet werden. Dahinter 
steht konkret der Druck aus Indien. 
Wenn die Schweiz an ihrem Nein fest-
halte, so erwäge das Land, Massnahmen 
gegen schweizerische Gesellschaften zu 
ergreifen. Das hat gereicht, um den Bun-
desrat zur Kehrtwende zu bewegen.

Die Schweiz gibt sich der Illusion hin, 
wenn sie in einer Sache gute Miene zum 
bösen Siel mache, sei ihre Position dafür 
in verwandten Angelegenheiten besser. 
Im Fall Frankreichs etwa, wenn es um 
die Regularisierung der Vergangenheit 
oder um die Pauschalbesteuerung geht. 
Das könnte ein fataler Irrtum sein: Wer 
Drohungen so rasch nachgibt wie die 
Schweiz, lädt nachgerade zu weiteren 
Forderungen, Erpressungen eben, ein. 
Das eröffnet unschöne Perspektiven.

Erpressbare Schweiz
Peter Morf  Die Schweiz gibt Druck in Steuerfragen voreilig nach. 

Einkommensschere – eine Mär
Die tatsächliche Einkommensungleichheit scheint in der Schweiz nicht zu-, sondern eher abgenommen zu haben.
Der flexible Arbeitsmarkt dürfte viel damit zu tun haben.  Reiner Eichenberger

Überall wird nach noch mehr Umverteilung geru-
fen. Volksinitiativen verlangen staatliche Min-
destlöhne, ein Lohnverhältnis von 1:12 und eine 

hohe nationale Erbschaftssteuer. Diese Angriffe auf die 
wirtschaftlichen Freiheiten und die Eigentumsrechte wer-
den mit der Behauptung begründet, Einkommen und 
Vermögen seien in der Schweiz besonders ungleich ver-
teilt, und die Schere zwischen Arm und Reich öffne sich 
immer weiter. Doch das ist falsch.

Die schweizerische Verteilungsdebatte ist stark von der 
internationalen Diskussion geprägt. Wie die hervorragen-
den Arbeiten der Ökonomen Anthony Atkinson, Thomas 
Piketty und Emmanuel Saez zeigen, hat die Einkommens-
ungleichheit in den USA, Grossbritannien und Kanada, 
doch auch in Schweden und Norwegen in den vergangenen 
dreissig Jahren tatsächlich stark zugenommen. Nachdem 
sie ab 1930 schnell zurückging und dann mehrere Jahr-
zehnte konstant blieb, ist sie heute wieder auf dem Niveau 
der 1920er Jahre. In den meisten anderen europäischen 
Ländern hat sie in den vergangenen Jahrzehnten auch zu-
genommen, wenn auch weniger stark als in den USA.

In der Schweiz hingegen ist die Ungleichheit seit 1930 
erstaunlich stabil geblieben. Sie ist nie stark zurückgegan-
gen, dafür hat sie in den vergangenen Jahrzehnten auch 
nicht stark zugenommen. Das bestätigen auch die Arbei-
ten der Schweizer Ökonomen Christoph Schaltegger und 
Christoph Gorgas aufgrund neuer Steuerdaten. Weil die 
Ungleichheit aber doch schwankt, kann je nach politi-
schem Belieben eine Zunahme der Ungleichheit festge-
stellt werden. So hat in der Schweiz die Einkommensun-
gleichheit in den späteren 1990er Jahren und dann wieder 
ab 2002 zugenommen. Damit erreicht sie heute aber bloss 
wieder das Niveau von 2001, liegt immer noch leicht nied-
riger als um 1970 und etwa gleichauf mit 1990 – denn in 
den frühen 1990er Jahren und genau so in den frühen 
2000er Jahren hat die Ungleichheit schnell abgenommen.

Einkommen: Egalitäre Schweiz
Aber auch diese Ergebnisse müssen sehr vorsichtig inter-
pretiert werden. So zeigt sich die Einkommensschere der 
vergangenen dreissig Jahre für die USA v. a. im Einkom-
men vor Steuern. Die Ungleichheit der Einkommen nach 
Steuern und Transfers sowie des Konsums hat weniger 
stark zugenommen. Noch wichtiger ist, dass die Arbeits-
zeit der schlechter Verdienenden deutlich abgenommen 
hat, diejenige der besser Verdienenden aber zugenom-
men. Für ein vernünftiges Urteil über die Entwicklung der 
Einkommensungleichheit müsste diese gegenläufige Ent-
wicklung der Arbeitszeit mitberücksichtigt werden.

Für die Beurteilung der Ungleichheit in der Schweiz ist 
die Wahl des Einkommensmasses besonders wichtig. Ge-
mäss OECD-Daten ist die Ungleichheit gemessen am Ein-
kommen nach Steuern in der Schweiz etwa gleich hoch 
wie im europäischen Mittel. Hingegen ist die Verteilung 

der Einkommen vor Steuern in der Schweiz egalitärer als 
in allen OECD-Staaten, mit Ausnahme Koreas. Bei den 
Vorsteuereinkommen der arbeitenden Bevölkerung ist 
die Schweiz fast extrem egalitär und die Ungleichheit weit 
kleiner als etwa in den als besonders sozial gepriesenen 
skandinavischen Staaten und allen weiteren OECD-Staa-
ten ausser Korea. Dieses Ungleichheitsmass ist besonders 
wichtig, denn für das Lebensglück der meisten Menschen 
zählt wohl mehr, was sie aus eigener Leistung erreichen 
können als durch Umverteilung und Almosen vom Staat.

Die Studien zur Entwicklung der Einkommensun-
gleichheit leiden auch daran, dass sie bestenfalls einen 
der folgenden Einflussfaktoren berücksichtigen: Erstens 

steigt die statistische Einkommensungleichheit wegen 
der Veränderung der Haushaltsstruktur. Scheidungen ha-
ben stark zugenommen, jede macht aus einem reicheren 
zwei ärmere Haushalte. In Studien, die nicht auf Steuer-
daten, sondern auf Haushaltsbefragungen beruhen, 
nimmt die Einkommensungleichheit auch dann zu, wenn 
Familien ihren erwachsenen, bisher im Elternhaushalt le-
benden Kindern eine eigene Wohnung finanzieren: Das 
macht statistisch aus einem grossen reichen einen noch 
reicheren kleineren Haushalt mit den Eltern sowie einen 
armen Haushalt des ausgezogenen Kindes. Zweitens 
steigt die statistische Ungleichheit mit zunehmender Ter-
tiärbildung und damit höheren Durchschnittseinkom-
men, denn mit der Tertiärbildung wächst gleichzeitig die 
Zahl der statistisch armen Studenten sowie die Zahl der 
gutverdienenden Hochgebildeten. Drittens kann Zuwan-
derung die statistische Ungleichheit stark beeinflussen. 
In die Schweiz sind in den 1990er Jahren viele beruflich 
weit unterdurchschnittlich, in den 2000er Jahren viele 
überdurchschnittlich qualifizierte Personen eingewan-
dert. Beides vergrössert die Einkommensungleichheit.

All das bedeutet nicht, dass es keine Verteilungsprobleme 
gibt. Doch die Studien für die Schweiz, die keine längerfris-
tige Zunahme der Ungleichheit finden, obwohl die drei er-
wähnten Entwicklungen zu einer künstlichen Aufblähung 
der statistisch gemessenen Ungleichheit führen, können 
dahingehend interpretiert werden, dass die tatsächliche 
Einkommensungleichheit sogar abgenommen hat.

Die Zahlen zur Vermögensungleichheit sind noch vor-
sichtiger zu betrachten. So erscheint die Vermögensun-
gleichheit in der Schweiz auf den ersten Blick relativ gross. 

Dafür sind aber vor allem zwei Aspekte verantwortlich, die 
nichts mit Ungleichheit unter der einheimischen Bevölke-
rung zu tun haben. Wiederum ist die Zuwanderung von 
grosser Bedeutung. Ein grosser Teil der reichsten Einwoh-
ner sind zugewandert, als sie schon Milliardäre waren, wie 
etwa die Liste der 300 reichsten Einwohner der Zeitschrift 
«Bilanz» regelmässig zeigt. Während starke Zuwanderung 
sehr vermögender Personen und Familien statistisch die 
Ungleichheit erhöht, ist sie doch gerade eine Folge der 
grossen gesellschaftlichen und sozialen Stabilität der 
Schweiz, die wiederum eine Folge des wirkungsvollen so-
zialen Ausgleichs und des wirtschaftlichen Wohlergehens 
auch ärmerer Schichten ist. Stereotype Klagen, dass we-
nige sehr Vermögende so viel besitzen wie sehr viele Arme, 
und dass diese Ungleichheit immer schlimmer werde, 
sind einfach unsinnig, solange die Zuwanderung der sehr 
Vermögenden für die «Armen» Vorteile bringt.

Vermögen: Vorsicht, diese Daten lügen
Schliesslich wird in der Berechnung der Vermögensun-
gleichheit ein Grossteil der Vermögen der Normalbürger 
nicht erfasst, weil die in den steuerbegünstigten zweiten 
und dritten Säulen der Altersvorsorge angelegten Vermö-
gen überhaupt nicht und die in selbstgenutzten Immobi-
lien investierten Mittel nur deutlich unter Marktwert er-
fasst werden. Das trifft zwar auch für andere Länder zu, ist 
jedoch für die Schweiz besonders gewichtig. Die Vermö-
gen in der kapitalgedeckten Altersvorsorge sind viel grös-
ser als in den meisten Ländern der Welt, und die Immobi-
lienwerte sowie die Hypothekarverschuldung sind inter-
national gesehen rekordhoch. Im Gegensatz zu den Haus-
werten geht die Hypothekarverschuldung voll in die statis-
tischen Vermögen ein, so dass die Normalbevölkerung im 
Vergleich mit Vermögenden einfach arm gerechnet wird.

Zusammengefasst: Die heute verfügbaren Daten und 
Studien zur Einkommens- und Vermögensverteilung in der 
Schweiz bieten – wenn die genannten Aspekte berücksich-
tigt werden – keine vernünftige Grundlage für den Ruf nach 
noch mehr Umverteilung. Die tatsächliche Ungleichheit 
scheint in der Schweiz im Gegensatz zu den allermeisten 
anderen Ländern nicht zu, sondern wenn schon abgenom-
men zu haben. Weshalb aber ist die Schweiz auch bezüglich 
Niveau und Entwicklung der Einkommensungleichheit 
eine positive Ausnahme? Wir wissen es noch nicht genau, 
doch ist zu vermuten, dass es viel mit der relativ hohen Fle-
xibilität ihres Arbeitsmarkts und ihrem vernünftigeren 
Steuersystem zu tun hat. Genau diese Trümpfe drohen die 
genannten Initiativen und viele andere auf schnelle Umver-
teilung zielende Vorstösse jedoch zu zerstören. Deshalb 
würden sie langfristig nicht weniger, sondern mehr Ein-
kommensungleichheit bringen.

Reiner Eichenberger ist Professor für  Wirtschafts- und 
Finanzpolitik an der Universität Freiburg im Üechtland.

Die verfügbaren Daten und 
Studien bieten keine ver-
nünftige Grundlage für 
noch mehr Umverteilung.
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